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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 3. April 1962 

5 — 21102 — 2309/62 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entwurf eines Gesetzes zur Ergänzung des 
Gesetzes über den Bundesgrenzschutz und 
die Einrichtung von Bundesgrenzschutzbe- 
hörden 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 243, Sitzung am 30. März 1962 ge- 
mäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Drude: Bonner Universitäts-Budidrudcerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Entwurf eines Gesetzes 

zur Ergänzung des Gesetzes über den Bundesgrenzschutz 
und die Einrichtung von Bundesgrenzschutzbehörden 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


Artikel 1 

In das Gesetz über den Bundesgrenzschutz und 
die Einrichtung von Bundesgrenzschutzbehörden 
vom 16. März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 201) wer- 
den folgende Vorschriften eingefügt: 

u§ 2 a 

Die Bundesgrenzschutzbehörden können bei Siche- 
rung des Bundesgebietes im Sinne des § 2 auch mit 
militärischen Mitteln geführte Angriffe mit der 
Waffe abwehren. 


§ 2b 

Der Bundesminister des Innern kann Aufgaben 
und Befugnisse, die sich aus diesem Gesetz ergeben, 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister der 
Finanzen auf die Zollverwaltung zur Ausübung 
übertragen." 


Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Drucksache IV/343 


Begründung 


Allgemeine Erläuterungen 

Das Gesetz über den Bundesgrenzschutz und die 
Einrichtung von Bundesgrenzschutzbehörden vom 
16. März 1951 mußte in großer Eile von den gesetz- 
gebenden Körperschaften des Bundes verabschiedet 
werden, um die Aufstellung der Bundesgrenzschutz- 
verbände zu ermöglichen. Wenn sich bisher das Ge- 
setz auch bewährt hat, so hat sich doch heraus- 
gestellt, daß seine sehr knappe Fassung gewissen 
Zweifeln Raum gibt. Ohne einer grundsätzlichen 
Überarbeitung des Bundesgrenzschutzgesetzes vor- 
greifen zu wollen, deren Vorbereitung längere Zeit 
in Anspruch nehmen würde, verfolgt der hiermit 
vorgelegte Entwurf das begrenzte Ziel, zwei Einzel- 
fragen gesetzlich zu klären. 


Besondere Erläuterungen 

Artikel 1 

Zu § 2 a 

Der Bundesgrenzschutz hat nach § 2 des Gesetzes 
über den Bundesgrenzschutz und die Einrichtung 
von Bundesgrenzschutzbehörden das Bundesgebiet 
gegen verbotene Grenzübertritte, insbesondere 
durch die Ausübung der Paßnachschau und gegen 
sonstige die Sicherheit der Grenzen gefährdende 
Störungen der öffentlichen Ordnung im Grenzgebiet 
bis zu einer Tiefe von 30 km zu sichern. Bei der Er- 
füllung dieser Aufgabe steht der Bundesgrenzschutz 
an der Demarkationslinie zur sowjetischen Besat- 
zungszone Deutschlands und der Grenze zur Tsche- 
choslowakei. Hierbei ist es nicht auszuschließen, daß 
Teile des Bundesgrenzschutzes durch militärisch ge- 
führte Verbände mit militärischen Mitteln angegrif- 
fen werden. Nach der Eingliederung der sowjetzona- 
len Grenzpolizei in die „Nationale Volksarmee" 
würde der Bundesgrenzschutz auch bei begrenzten 
Übergriffen von sowjetzonaler Seite militärischen 
Verbänden gegenüberstehen. Vollzugsbeamte des 
Bundesgrenzschutzes können daher in eine Lage ge- 
raten, die sie zwingt, sich in Erfüllung ihres gesetz- 
lichen Auftrags gegen Angriffe militärischer Kräfte 
zur Wehr zu setzen. 

Es könnte angezweifelt werden, ob § 2 für die Ab- 
wehr von Angriffen militärischer Einheiten eine 
ausreichende Legitimation gibt; bisher ist diese 


Vorschrift meist als eine sonderpolizeiliche Ermäch- 
tigung ausgelegt worden. Daher erscheint es im 
Interesse der Grenzschutzbeamten erforderlich, klar- 
zustellen, daß bei der Sicherung des Bundesgebiets 
im Sinne des § 2 auch die Abwehr militärischer An- 
griffe mit der Waffe zu den gesetzlichen Aufgaben 
des Bundesgrenzschutzes gehört, daß also die Bun- 
desgrenzschutzbehörden Teil der bewaffneten Macht 
im Sinne des Kriegsvölkerrechts sind und ihren An- 
gehörigen der besondere Schutz zuteil wird, den das 
Kriegsvölkerrecht den Angehörigen der bewaffne- 
ten Macht zubilligt. 

Zu § 2b 

Die Wahrnehmung grenzpolizeilicher Aufgaben 
durch Beamte der dem Bundesminister der Finanzen 
unterstehenden Zollverwaltung im Auftrag des Bun- 
desministers des Innern entspricht der bisherigen 
Verwaltungsübung; sie trägt gewohnheitsrechtlichen 
; Charakter. Zwischen dem Bundesminister des Innern 
■ und dem Bundesminister der Finanzen wurde be- 
reits am 1. Oktober 1951 eine Vereinbarung über 
die Mitwirkung von Zollbeamten im Paßkontroll- 
dienst abgeschlossen, die nunmehr durch eine allge- 
meine Vereinbarung über die Beauftragung der 
Zollverwaltung mit grenzpolizeilichen Aufgaben er- 
setzt werden soll. Sie trägt dem tatsächlichen Zu- 
stand Rechnung. Die Bundesgrenzschutzbehörden 
sind nicht in der Lage, die Grenzüberwachung allein 
durchzuführen und sämtliche Übergangsstellen zu 
besetzen. Um jeden Zweifel an der Zulässigkeit 
solcher Vereinbarungen auszuschließen, ist es 
zweckmäßig, die Vorschrift des § 2 b in das Gesetz 
einzufügen. Die Vorschrift stellt auch klar, daß die 
Möglichkeit besteht, durch Vereinbarungen zwi- 
schen dem Bundesminister des Innern und dem Bun- 
desminister der Finanzen festzustellen, daß be- 
stimmte Beamte der Zollverwaltung, die besonders 
zu kennzeichnen wären, ebenfalls berechtigt sind, 
sich an der Abwehr mit militärischen Mitteln ge- 
führter Angriffe mit der Waffe zu beteiligen. 


Artikel 2 

Die Verabschiedung des Gesetzes ist dringlich. Da- 
her ist es notwendig, das Gesetz am Tage nach sei- 
ner Verkündung in Kraft zu setzen. 
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